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Nr.  
Drucksache  96/2007  

 
Mitteilungsvorlage 
 
 
 

Datum Abteilung/Dienst Aktenzeichen Beschlussverteiler 

26.03.2007 10 Fachbereichskoordination FB 1 10 Kr 10, 11,12,13,14,20,30,40, 

 
 

Gremium Sitzungsdatum Beschluss Bemerkung 

Kreisausschuss 2007-04-18 
00:00:00 

  

Kreisausschuss 2007-04-04 
00:00:00 

 Sitzung wurde abgesagt 

Haupt-, Finanz- und Organisati-
onsausschuss 

2007-05-03 
00:00:00 

  

Kreistag 2007-05-07 
00:00:00 

zur Kenntnis ge-
nommen 

 

 
 

Die Mittel stehen im Budget haushaltsrechtlich zur Verfügung 

 Kostenstelle/CO-Auftrag  

 
 
Anlagen 
 
Beteiligungsbericht 2006 
 
 
Beteiligungsbericht 2006 für die Geschäftsjahre 2004 und 2005 
 
 
1 INHALT DER MITTEILUNG 

Der Beteiligungsbericht 2006 für die Geschäftsjahre 2004 und 2005 wird zur Kenntnis  
genommen. 
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2 ALTERNATIVEN UND KONSEQUENZEN 

2.1 Alternative/n zum Beschluss/Entscheidungsvorschlag 

Grundsätzlich keine. Die Erstellung eines Beteiligungsberichtes ist gesetzlich vorgeschrieben. Aller-
dings kann sich auf eine Darstellung der Beteiligungen an Untenehmen in einer Rechtsform des Pri-
vatrechts beschränkt werden, an denen der Lahn-Dill-Kreis mindestens 20 % der Anteile hält. 

2.2 Finanzielle Auswirkungen/Folgekostenbelastungen:  

Es entstehen untergeordnete Kosten für eine öffentliche Bekanntmachung zur Unterrichtung der 
Bevölkerung (ca. 300,00 €). 

2.3 Auswirkungen, die Frauen anders oder in stärkerem Maße als Männer betreffen 

keine 

2.4 Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

keine 

2.5 Befristung der Regelung/en 

Die Geltungsdauer der Hessischen Landkreisordnung (HKO) und der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) und damit auch der maßgeblichen §§ 52 Abs. 1 HKO und 123a HGO ist bis zum 31. Dezember 
2011 befristet. 

3 BEGRÜNDUNG 

Gemäß § 52 Abs. 1 der Hessischen Landkreisordnung (HKO) i. V. m. § 123 a der Hessischen Gemein-
deordnung (HGO) ist der Lahn-Dill-Kreis verpflichtet, zur Information des Kreistages und der Öffent-
lichkeit jährlich einen Bericht über seine Beteiligungen an Unternehmen in einer Rechtsform des 
Privatrechts zu erstellen. In dem Bericht sind alle Unternehmen aufzuführen, bei denen der Land-
kreis mindestens über den fünften Teil der Anteile verfügt. 
 
Aufbauend auf dem in der vergangenen Kommunalwahlperiode auf freiwilliger Basis erstellten ers-
ten Beteiligungsbericht für die Jahre 2002 und 2003 wurde der Beteiligungsbericht 2006 für die Ge-
schäftsjahre 2004 und 2005 erstellt. In der gewählten Darstellung wurde sich grundsätzlich an dem 
ersten Beteiligungsbericht orientiert. Anpassungsnotwendigkeiten ergaben sich teilweise durch die 
Berücksichtigung geänderter gesetzlicher Grundlagen, z. B. hinsichtlich der Vorlagefristen für Jah-
resabschlüsse privatrechtlicher Unternehmen, dem Verzicht auf die Ernennung von Mitgliedern von 
Betriebskommissionen zu Ehrenbeamten und der Angabe der Vergütungen der Organmitglieder 
privatrechtlicher Unternehmen, soweit nicht die handelsrechtliche Schutzklausel in Anspruch ge-
nommen wurde. 
 
Über die gesetzliche Verpflichtung hinaus wurden in den Beteiligungsbericht wiederum die privat-
rechtlichen Beteiligungen unterhalb der maßgeblichen 20-%-Grenze, die Eigenbetriebe, die öffent-
lich-rechtlichen Beteiligungen, z. B. in Zweckverbänden, und die Mitgliedschaften in Vereinen und 
Verbänden aufgenommen, um den Gremien und der Bevölkerung ein in sich geschlossenes Bild über 
den Konzern Lahn-Dill-Kreis geben zu können. Der Beteiligungsbericht 2006 beruht auf den geprüf-
ten Jahresabschlüssen der Eigenbetriebe, Gesellschaften, Zweckverbände und Wasser- und Boden-
verbände der Geschäftsjahre 2004 und 2005. 
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Den Einzeldarstellungen der Unternehmen vorangestellt sind in dem Teil I des Berichtes grundle-
gende Ausführungen im Sinne eines Leitfadens für das Beteiligungswesen, insbesondere zu den 
möglichen Formen einer kommunalen Unternehmensbeteiligung und den Rechten und Pflichten 
der Mitglieder der Organe einer Beteiligung. 
 
 
gez.  
Wolfgang Schuster  
Landrat 
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